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Ergebnisprotokoll des zweiten Dialogforums am 10.06.2021:  

„Ausgestaltung von familiengerichtlichen Verfahren im Kontext 

häuslicher Gewalt“ 

 

Moderation: Peer Gillner, Co-Moderation Katrin Triebl 

Teilnehmer:innen: 33 Personen u.a. Vertreter:innen von Beratungseinrichtungen und Frauen-

häusern, Polizei und Staatsanwaltschaft, Gerichten, Behörden und Bezirken 

 

1. Input: Sonderleitfaden zum Münchener Modell (siehe Anhang) 

Frau Susanne Funk (Frauenhilfe München) und Herr Andreas Schmiedel (Münchener Informati-

onszentrum für Männer) stellen in einem ersten Teil der Präsentation den Sonderleitfaden zum 

Münchener Modell vor. Die Präsentationsfolien befinden sich im Anhang zu diesem Protokoll. 

Frau Ulrike Sachenbacher (Familienrichterin am Amtsgericht München) ergänzt die Schilderungen 

aus der Perspektive des Amtsgerichts.  

 Der Sonderleitfaden zum Münchener Modell ist eine Kooperationsvorgabe für ein ge-

meinsames und interdisziplinäres Handeln bei Fällen häuslicher Gewalt zwischen dem Ge-

richt, dem Jugendamt und den Beratungsstellen. 

 Das Münchener Modell stellt grundsätzlich ein beschleunigtes Verfahren in Sorge- und 

Umgangsrechtsangelegenheiten mit dem Ziel einer einvernehmlichen Lösung dar (wenig 

Schriftwechsel, schneller erster Termin, schnelle Fortführung). 

 Die Anwendung des Sonderleitfadens hingegen prolongiert den Prozess: Es findet zwar 

ebenfalls ein früher erster Termin statt, dann aber wird das Verfahren „pausiert“. Um ein 

Verfahren nach dem Sonderleitfaden zu initiieren, ist es erforderlich, dass schon im ersten 

Schriftsatz möglichst umfänglich zum Sachverhalt (insbes. zur häuslichen Gewalt) vorge-

tragen wird.  

 Aus der juristischen Perspektive sei die Rollenwahrnehmung nicht immer einfach. 

Obschon es immer um das Kindeswohl gehe, müsse doch der Rahmen des Verfassungs-

gerichtes, nach dem grundsätzlich beide Elternteile ein Umgangsrecht haben und dieses 

nur unter sehr engen Bedingungen beschränkt werden darf, eingehalten werden. Es seien 

in diesem Zusammenhang nicht immer alle Probleme durch Kooperationen zu lösen.  

 Das Münchener Modell wird durch eine Arbeitsgruppe flankiert, die breit zusammenge-

setzt ist (Polizei, Staatsanwaltschaft, Sachverständige, Ärzt:innen, Richter:innen, Rechtsme-

diziner:innen, Beratungsstellen, Anwält:innen, etc.).  

 Aufgrund der richterlichen Unabhängigkeit ist die Anwendung des Sonderleitfadens nicht 

ohne weiteres steuerbar. Es kann nur für dessen Anwendung geworben werden. 

 Die Elternberatung nach dem Sonderleitfaden setzt das Einverständnis beider Elternteile 

voraus. Wenn bei beiden Elternteilen - oder einem Elternteil - keine Beratungsbereitschaft 

existiert, muss das Gericht über einen Umgangsantrag entscheiden. 
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 Nach Einschätzung der Vortragenden ist die enge Beratung rein auf Dolmetscherbasis nur 

schwer möglich. Die Möglichkeit, sich mittels der deutschen Sprache verständlich zu ma-

chen sei derzeit noch Voraussetzung, um vom System profitieren zu können. Es brauche 

daher beratende Native-Speaker mit einem konflikt- und beratungssensiblen therapeuti-

schen oder pädagogischen Hintergrund. 

 Es werden derzeit ca. 35 Beratungen pro Jahr durchgeführt. Bei der Frauenhilfe München 

sind hierzu drei Stellen zu 30 Wochenstunden installiert.   

 Die Erfolgsquote ist - eine Bereitschaft beider Elternteile vorausgesetzt - sehr hoch. 

 Auch Abbrüche sollten als Erfolg gewertet werden: Die qualifizierten Aussagen der Bera-

tungsstellen können den handelnden Institutionen und Personen (Gericht und Bezirkssozi-

alarbeit) Material an die Hand geben, um den weiteren Prozess zu steuern.  

 In der Summe sei die Kooperation – geprägt von konstruktiver Auseinandersetzung und 

einem hohen fachlichen Austausch – extrem wertvoll. 

 

2. Diskussionsrunde im Plenum 

In der Diskussion über den Ansatz und die Umsetzung des Sonderleitfadens zum Münchener Mo-

dell stehen folgende Aspekte im Mittelpunkt: 

 Der Vortrag stößt seitens der Teilnehmenden auf großes Interesse.  

 Seitens der Hamburger Berater:innen wird von guten Praxiserfahrungen mit Dolmet-

scher:innen berichtet. Demnach sei das Potenzial für gute Sprachmittlung in der Beratung 

gegeben. 

 Als besonders gewinnbringend wird beim Sonderleitfaden zum Münchener Modell die 

enge Verzahnung der Beratungsstellen – Frauenberatung und Täterberatung – empfun-

den.   

 Die Hamburger Beratungsstelle für Täter:innen im Hamburger Gewaltschutz-Zentrum wird 

erwähnt.  

 Eine stärkere Einbindung der Väter in die Gewaltproblematik und eine größere Bereit-

schaft, die Gewalthandlungen aufzubereiten, sei wünschenswert. 

 Seitens der Beratungsstellen wird angemerkt, dass es in Hamburg zudem noch keine enge 

Kooperation mit Familienrichter:innen gebe. Eine solche – wie beim Sonderleitfaden zum 

Münchener Modell –  sei aber wünschenswert.  

 Es wird die Frage aufgeworfen, ob in Hamburg eine eng mit den Familiengerichten ver-

zahnte Beratungslandschaft wie in München geschaffen werden kann und ob die teilneh-

menden Akteure ähnlich miteinander arbeiten könnten. Besonders wird hinterfragt, ob 

seitens der Hamburger Justiz hierzu Bereitschaft besteht. 

 In der Hamburger Praxis existieren bereits ein interdisziplinärerer Arbeitskreis (hier sind 

die Beratungsstellen aber nicht vertreten) und Austauschforen. Seitens der Münchener 

Gäste wird hierzu ausgeführt, dass es in München neben dem o.g. interdisziplinären Ar-

beitskreis (hier sind Beratungsstellen vertreten) auch Workshops und Ringvorlesungen 

gebe. 
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 Die Beteiligten verständigen sich darauf, dass es mehr Sprache, Verständigung und Aus-

tausch braucht - die große Herausforderung sei, dass beteiligte Akteure zueinander fin-

den- und miteinander kommunizieren müssten. Es handele sich hier um verschiedene 

Sichtweisen und Blickwinkel.  

 Hierzu bedarf es weiterer Werbung für Mitstreiter:innen auf Leitungsebene. Die Münche-

ner Gäste führen aus, dass der Sonderleitfaden nur funktioniere, weil die Leitungsstufe des 

Gerichts sich hier engagiere. Dies brauche es. Auch Leitungen aus dem Stadtjugendamt 

München seien engagiert – diese übernehmen die Finanzierungen der Beratungsstellen.  

 Es wird angemerkt, dass Richter Hornung vom OLG Hamm nach selbigem Modell ver-

fahre.  

 Sollte der Sonderleitfaden zum Münchener Modell in der Hamburger Praxis etabliert wer-

den, müssten die Opferschutzberatungsstellen mit involviert werden. 

 Die Teilnehmenden verständigen sich insgesamt darauf, dass die Etablierung eines Mo-

dells wie in München in die Hamburger Praxis wünschenswert wäre und die Beratungs-

landschaft dies hergebe. Geklärt werden müsse der Ressourcenbedarf bei den beteiligten 

Stellen. Seitens der Hamburger Justiz wird zunächst Neutralität signalisiert – eine Beratung 

wie in München könne sich ins gerichtliche Verfahren grundsätzlich mit einspeisen lassen 

und entspräche auch schon teilweise dem Handeln einzelner Richter:innen. 

 

3. Nächste Schritte im Dialogforum 

In der dritten Sitzung im September 2021 sollen Erkenntnisse und konkrete Empfehlungen zur 

Umsetzung der Istanbul-Konvention entwickelt werden. 

Die Ergebnisse aller Fachforen werden am 25. November 2021 präsentiert. 

 

 

          Hamburg, Juli 2021 
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ANHANG: Präsentationsfolien zum Münchener Modell bei Häuslicher Gewalt 
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